
BEAMTENGESETZ

§§§

        Auenland     



Allgemeines

§
 
1

(1) Beamter ist, wer zu einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts in
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis) steht.

§
 
2

(1) Oberste Dienstbehörde des Beamten ist die oberste Behörde seines Dienstherrn, in 
deren
Dienstbereich er ein Amt bekleidet.

§
 
3

(1) Vorgesetzter ist, wer einem Beamten für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen 
erteilen
kann. Ist ein Dienstvorgesetzter nicht vorhanden, so nimmt die zuständige oberste
Dienstbehörde die Befugnisse des Dienstvorgesetzten wahr.

§
 
4

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer
1. Bürger Auenlands im Sinne des Artikels 3 der Verfassung ist

2. die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung im Sinne der Verfassung eintritt.

§
 
5

(1)

(2)

Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde vor 
Beginn des Projekts durch das SaS-Orga-Team und nach Beginn des Projekts 
durch den Bundestagspräsidenten.
Der Bundestagspräsident ernennt die Beamten, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist

(3)
oder er die Ausübung dieser Befugnis nicht anderen Stellen überträgt.
Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der Ernennungsurkunde wirksam, 
wenn
nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung auf 
einen
zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam.

§
 
6



(1) Eine Ernennung ist zurückzunehmen,
1. wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde 

oder
2. wenn nicht bekannt war, dass der Ernannte ein Verbrechen oder Vergehen 
begangen hatte, das ihn der Berufung in das Beamtenverhältnis unwürdig erscheinen 
lässt, und er deswegen rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt war oder wird oder
3. wenn der Ernannte nach § 4 Abs. 2 nicht ernannt werden durfte.

4. Eine Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn nicht bekannt war, 
dass der Ernannte in einem Disziplinarverfahren aus dem Dienst entfernt worden 
war.



§ 7

(1) Der Beamte kann, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, innerhalb des 
Dienstbereiches seines Dienstherrn versetzt werden, wenn er es beantragt oder ein 
dienstliches Bedürfnis besteht. Eine Versetzung bedarf nicht seiner Zustimmung, wenn das
neue Amt zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und mit mindestens demselben 
Endgrundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestandteile des 
Grundgehaltes. Beim Wechsel der Verwaltung ist der Beamte zu hören.

(2) Aus dienstlichen Gründen kann ein Beamter ohne seine Zustimmung in ein Amt mit 
demselben Endgrundgehalt, auch im Bereich eines anderen Dienstherrn, versetzt werden; 
Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestandteile des Grundgehaltes. Bei der Auflösung 
oder einer wesentlichen Änderung des Aufbaues oder der Aufgaben einer Behörde oder der 
Verschmelzung von Behörden kann ein Beamter, dessen Aufgabengebiet davon berührt wird,
auch ohne seine Zustimmung in ein anderes Amt mit geringerem Endgrundgehalt im Bereich 
desselben Dienstherrn versetzt werden, wenn eine seinem bisherigen Amt entsprechende 
Verwendung nicht möglich ist; das Endgrundgehalt muss mindestens dem des Amtes 
entsprechen, das der Beamte vor dem bisherigen Amt innehatte.

§ 8

(1) Der Beamte ist zu entlassen,
1. wenn er sich weigert, den gesetzlich vorgeschriebenen Diensteid zu leisten oder ein an 

dessen Stelle vorgeschriebenes Gelöbnis abzulegen, oder
2. wenn er zur Zeit der Ernennung als Inhaber eines Amtes, das kraft Gesetzes mit dem 

Mandat unvereinbar ist, Mitglied des Bundestages war und nicht innerhalb der von der 
obersten Dienstbehörde gesetzten angemessenen Frist sein Mandat niederlegt.

(2) Der Beamte kann entlassen werden, wenn einer der folgenden Entlassungsgründe vorliegt:
1. ein Verhalten, das bei einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur im 

förmlichen Disziplinarverfahren verhängt werden kann, oder
2. ein Verhalten, das bei einem Beamten eine Strafanzeige zur Folge hätte oder

3. mangelnde Bewährung (Eignung, Befähigung, fachliche Leistung) oder Dienstunfähigkeit 
oder

4. wenn die Beschäftigungsbehörde aufgelöst, verschmolzen oder wesentlich geändert wird, 
wenn das Aufgabengebiet des Beamten von der Auflösung oder Umbildung berührt wird und
eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist.

§ 9

(1) Der Beamte kann jederzeit seine Entlassung verlangen. Das Verlangen muss dem 
Dienstvorgesetzten schriftlich erklärt werden.

Pflichten des Beamten

§ 10

(1) Der Beamte dient dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Er hat seine Aufgaben unparteiisch 
und gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung auf das Wohl der Allgemeinheit Bedacht
zu nehmen.



(2) Der Beamte muss sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung im Sinne der Verfassung bekennen und für deren Erhaltung eintreten.

§ 11

(1) Der Beamte hat bei politischer Betätigung diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren,
die sich aus seiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten
seines Amtes ergeben.

§ 12

(1) Der Beamte hat sich mit voller Hingabe seinem Beruf zu widmen. Er hat sein Amt 
uneigennützig nach bestem Gewissen zu verwalten. Sein Verhalten innerhalb und außerhalb 
des Dienstes muss der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die sein Beruf erfordert.

§ 13

(1) Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Er ist verpflichtet, die 
von ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und ihre allgemeinen Richtlinien zu 
befolgen, sofern es sich nicht um Fälle handelt, in denen er nach besonderer gesetzlicher 
Vorschrift an Weisungen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen ist.

§ 14

(1) Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen die volle
persönliche Verantwortung.

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich 
bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung 
aufrechterhalten, so hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen ihre Rechtmäßigkeit 
fortbestehen, an den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die 
Anordnung, so muss der Beamte sie ausführen, sofern nicht das ihm aufgetragene Verhalten 
strafbar oder ordnungswidrig und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar
ist oder das ihm aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt; von der eigenen 
Verantwortung ist er befreit. Die Bestätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen.

(3) Verlangt der unmittelbare Vorgesetzte die sofortige Ausführung der Anordnung, weil Gefahr
im Verzuge besteht und die Entscheidung des nächsthöheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig
herbeigeführt werden kann, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.

§ 15

(1) Der Beamte muss aus seinem Amt ausscheiden, wenn er die Wahl zum Abgeordneten des 
Bundestages annimmt.

§ 16

(1) Der Beamte hat folgenden Diensteid zu leisten: "Ich schwöre, die Verfassung der Republik
Auenland und alle in der Republik geltenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflichten
gewissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe."



(2) Der Eid kann auch ohne die Worte "so wahr mir Gott helfe" geleistet werden.
(3) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft, an Stelle der Worte "Ich

schwöre" andere Beteuerungsformeln zu gebrauchen, so kann der Beamte, der Mitglied 
einer solchen Religionsgesellschaft ist, diese Beteuerungsformel sprechen.

§ 17

(1) Der Beamte ist von Amtshandlungen zu befreien, die sich gegen ihn selbst oder einen 
Angehörigen richten würden.

§ 18

(1) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, über die ihm bei seiner 
amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig
sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Der Beamte darf ohne Genehmigung über solche Angelegenheiten weder vor Gericht noch
außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung erteilt der 
Dienstvorgesetzte oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, der letzte 
Dienstvorgesetzte.

(3) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, auf Verlangen des 
Dienstvorgesetzten oder des letzten Dienstvorgesetzten amtliche Schriftstücke, Zeichnungen,
bildliche Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge, auch 
soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft 
seine Hinterbliebenen und seine Erben.

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht des Beamten, Straftaten anzuzeigen und
bei Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung 
einzutreten.

§ 19

(1) Die Genehmigung als Zeuge auszusagen, darf nur versagt werden, wenn die Aussage dem
Wohle Auenlands Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren würde.

(2) Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstatten, kann versagt werden, wenn die Erstattung
den dienstlichen Interessen Nachteil bereiten würde.

(3) Ist der Beamte Partei oder Beschuldigter in einem gerichtlichen Verfahren oder soll sein 
Vorbringen der Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen dienen, so darf die 
Genehmigung auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, nur versagt
werden, wenn die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. Wird sie versagt, so
hat der Dienstvorgesetzte dem Beamten den Schutz zu gewähren, den die dienstlichen 
Rücksichten zulassen.

(4) Über die Versagung der Genehmigung entscheidet die oberste Aufsichtsbehörde.

§ 20

(1) Nebentätigkeiten, die der Beamte nicht auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines 
Dienstvorgesetzten übernommen hat oder bei denen der Dienstvorgesetzte ein dienstliches



Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit durch den Beamten nicht anerkannt hat,
darf er nicht ausüben.

(2) Die Genehmigung erteilt die oberste Dienstbehörde. Sie kann die Befugnis auf
nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 21

(1) Ein ehemaliger Beamter darf nach Beendigung seines Dienstverhältnisses keine 
Beschäftigung annehmen, die in Zusammenhang mit seiner früheren Beschäftigung als
Beamter steht.

§ 22

(1) Der Beamte darf, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen oder 
Geschenke in Bezug auf sein Amt annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der 
obersten oder der letzten obersten Dienstbehörde. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf 
andere Behörden übertragen werden.

§ 23

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf täglich im Durchschnitt acht Stunden nicht überschreiten.

Disziplinarverfahren

§ 24

(1) Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten 
verletzt. Ein Verhalten des Beamten außerhalb des Dienstes ist ein Dienstvergehen, wenn es
nach den Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeignet ist, Achtung und 
Vertrauen in einer für sein Amt oder das Ansehen des Beamtentums bedeutsamen Weise zu
beeinträchtigen.

(2) Bei einem Beamten gilt es als Dienstvergehen, wenn er
1. sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne der Verfassung 

betätigt oder
2. an Bestrebungen teilnimmt, die darauf abzielen, den Bestand oder die Sicherheit der 

Republik Auenland zu beeinträchtigen, oder
3. gegen § 18 (Verletzung der Amtsverschwiegenheit) oder gegen § 21 (Verbot der 

Annahme von Belohnungen oder Geschenken) verstößt oder
4. die Bestimmungen zu Nebenberufen nach § 20 verletzt.

§ 25

(1) Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte sind:
1. Verweis (§ 27)
2. Geldbuße (§ 28)
3. Kürzung der Dienstbezüge (§ 29)
4. Zurückstufung (§ 9).



§ 26

(1) Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens des Beamten. 
Missbilligende Äußerungen (Zurechtweisungen, Ermahnungen oder Rügen), die nicht
ausdrücklich als Verweis bezeichnet werden, sind keine Disziplinarmaßnahmen.

§ 27

(1) Die Geldbuße kann bis zur Höhe des täglichen Bezugs des Beamten auferlegt werden.

§ 28

(1) Die Kürzung der Dienstbezüge ist die bruchteilmäßige Verminderung der täglichen 
Dienstbezüge des Beamten um höchstens ein Fünftel. Sie erstreckt sich auf alle Ämter, die 
der Beamte bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung innehat. Hat der Beamte aus
einem früheren öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis einen Versorgungsanspruch 
erworben, bleibt dieser von der Kürzung der Dienstbezüge unberührt.

(2) Solange seine Dienstbezüge gekürzt werden, darf der Beamte nicht befördert werden. Der 
Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer
des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.

(3) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Dienstbezüge erstrecken sich auch auf ein neues 
Beamtenverhältnis. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 4 die Einstellung oder
Anstellung in einem höheren als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich.

§ 29

(1) Die Zurückstufung ist die Versetzung des Beamten in ein Amt derselben Laufbahn mit 
geringerem Endgrundgehalt. Der Beamte verliert alle Rechte aus seinem bisherigen Amt
einschließlich der damit verbundenen Dienstbezüge und der Befugnis, die bisherige 
Amtsbezeichnung zu führen.

(2) Soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung auch 
die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, die der Beamte im Zusammenhang mit dem 
bisherigen Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten
übernommen hat.

§ 30

(1) Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme ergeht nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Die Disziplinarmaßnahme ist nach der Schwere des Dienstvergehens zu bemessen. Das 
Persönlichkeitsbild des Beamten ist angemessen zu berücksichtigen. Ferner soll 
berücksichtigt werden, in welchem Umfang der Beamte das Vertrauen des Dienstherrn oder
der Allgemeinheit beeinträchtigt hat.

§ 31

(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht eines Dienstvergehens 
rechtfertigen, hat der Dienstvorgesetzte die Dienstpflicht, ein Disziplinarverfahren 
einzuleiten. Der höhere Dienstvorgesetzte und die oberste Dienstbehörde stellen im Rahmen



ihrer Aufsicht die Erfüllung dieser Pflicht sicher; sie können das Disziplinarverfahren jederzeit
an sich ziehen. Die Einleitung ist aktenkundig zu machen.

(2) Hat ein Beamter zwei oder mehrere Ämter inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- zu 
Nebenamt stehen, und beabsichtigt der Dienstvorgesetzte, zu dessen Geschäftsbereich eines
dieser Ämter gehört, ein Disziplinarverfahren gegen ihn einzuleiten, teilt er dies den 
Dienstvorgesetzten mit, die für die anderen Ämter zuständig sind. Ein weiteres 
Disziplinarverfahren kann gegen den Beamten wegen desselben Sachverhalts nicht 
eingeleitet werden. Hat ein Beamter zwei oder mehrere Ämter inne, die im Verhältnis von 
Haupt- zu Nebenamt stehen, kann nur der Dienstvorgesetzte ein Disziplinarverfahren gegen 
ihn einleiten, der für das Hauptamt zuständig ist.

(3) Der Beamte kann bei dem Dienstvorgesetzten oder dem höheren Dienstvorgesetzten die
Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem 
Verdacht eines Dienstvergehens zu entlasten.

§ 32

(1) Der Beamte ist über die Einleitung des Disziplinarverfahrens unverzüglich zu unterrichten, 
sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist ihm zu
eröffnen, welches Dienstvergehen ihm zur Last gelegt wird. Er ist gleichzeitig darauf 
hinzuweisen, dass es ihm freisteht, sich mündlich oder schriftlich zu äußern oder nicht zur 
Sache auszusagen und sich jederzeit eines Bevollmächtigten oder Beistands zu bedienen.

(2) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird dem Beamten eine Frist von einem Tag und
für die Abgabe der Erklärung, sich mündlich äußern zu wollen, eine Frist von 10 Stunden 
gesetzt. Hat der Beamte rechtzeitig erklärt, sich mündlich äußern zu wollen, ist die Anhörung
innerhalb von einem Tag nach Eingang der Erklärung durchzuführen. Ist der Beamte aus 
zwingenden Gründen gehindert, eine Frist nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur 
mündlichen Verhandlung Folge zu leisten, und hat er dies unverzüglich mitgeteilt, ist die 
maßgebliche Frist zu verlängern oder er erneut zu laden. Die Fristsetzungen und Ladungen 
sind dem Beamten zuzustellen.

(3) Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Belehrung unterblieben oder unrichtig
erfolgt, darf die Aussage des Beamten nicht zu seinem Nachteil verwertet werden.

§ 33

(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei
sind die belastenden, die entlastenden und die Umstände zu ermitteln, die für die 
Bemessung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind. Der höhere Dienstvorgesetzte und
die oberste Dienstbehörde können die Ermittlungen an sich ziehen.

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf Grund der tatsächlichen 
Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im Strafverfahren feststeht. Von Ermittlungen
kann auch abgesehen werden, soweit der Sachverhalt auf sonstige Weise aufgeklärt ist, 
insbesondere nach der Durchführung eines anderen gesetzlich geordneten Verfahrens.

§ 34

(1) Zur Durchführung des Disziplinarverfahrens gelten die entsprechenden Bestimmungen der
Strafprozessordnung über Zeugen, Sachverständige und Beschlagnahme.

(2) Über Anhörungen des Beamten und Beweiserhebungen sind Protokolle aufzunehmen.



§ 35

(1) Nach der Beendigung der Ermittlungen ist dem Beamten Gelegenheit zu geben, sich 
abschließend zu äußern.

§ 36

(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn
1. ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist,

2. ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt 
erscheint oder

3. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus sonstigen Gründen 
unzulässig ist.

(2) Das Disziplinarverfahren wird ferner eingestellt, wenn
1. der Beamte stirbt oder

2. das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der Beamtenrechte oder Entfernung 
endet.

§ 37

(1) Ist ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des 
Ruhegehalts angezeigt, wird eine solche Maßnahme durch Disziplinarverfügung 
ausgesprochen.

(2) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Verweisen und Geldbußen gegen die ihm unterstellten
Beamten befugt.

§ 38

(1) Dem Beamten, gegen den eine Disziplinarmaßnahme verhängt wird, können die 
entstandenen Auslagen auferlegt werden.

§ 39

(1) Ein Widerspruchsverfahren findet nicht statt, wenn die angefochtene Entscheidung durch die
oberste Dienstbehörde erlassen worden ist.

(2) Der Widerspruchsbescheid wird durch die oberste Dienstbehörde erlassen.

§ 40

(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er
dem Dienstherrn, dessen Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Beamte gemeinsam den Schaden verursacht, so haften
sie als Gesamtschuldner.



Rechte des Beamten

§ 41

(1) Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten 
zu sorgen. Er schützt ihn bei seiner amtlichen Tätigkeit und in seiner Stellung als Beamter.

§ 42

(1) Der Bundestagspräsident erhält das Dreifache des Mindestlohns in Tast-Talern.
(2) Der Bundeskanzler und die Minister erhalten das Zweifache des Mindestlohns in Tast-Talern.
(3) Sonstige Beamte und Mitglieder des Orga-Teams erhalten den Mindestlohn in Tast-Talern.

§ 43

(1) Auf Grund der Vereinigungsfreiheit haben die Beamten das Recht, sich in Gewerkschaften
oder Berufsverbänden zusammenzuschließen. Sie können die für sie zuständigen 
Gewerkschaften oder Berufsverbände mit ihrer Vertretung beauftragen, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Kein Beamter darf wegen Betätigung für seine Gewerkschaft oder seinen Berufsverband
dienstlich gemaßregelt oder benachteiligt werden.

§ 44

(1) Dem Beamten wird nach Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Antrag von seinem 
letzten Dienstvorgesetzten ein Dienstzeugnis über Art und Dauer der von ihm bekleideten
Ämter erteilt. Das Dienstzeugnis muss auf Verlangen des Beamten auch über die von ihm 
ausgeübte Tätigkeit und seine Leistungen Auskunft geben.

§ 45

(1) Der Beamte kann Anträge und Beschwerden vorbringen; hierbei hat er den Dienstweg
einzuhalten. Der Beschwerdeweg bis zur obersten Dienstbehörde steht offen.

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den unmittelbaren Vorgesetzten (§ 3 Abs. 1) so kann sie
bei dem nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingereicht werden.
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